Der Senator fur Wirtschaft, Arbeit und Hafen 04.09.2018

Vorlage Nr. 19/570-L
far die Sitzung der staatlichen Deputation fur Wirtschaft, Arbeit und Hafen
am 19.09.2018

Bericht zum Dringlichkeitsantrag der Fraktion DIE LINKE ,, Ausbildungs- und
Ubergangszahlen frithzeitig und regelmaRig veréffentlichen* vom 17. April
2018 (Drucksache 19/1622)

A. Problem

Die Burgerschaft (Landtag) hat am 30.05.2018 den im beigefligten Bericht zitierten
Dringlichkeitsantrag der Fraktion DIE LINKE ,Ausbildungs- und Ubergangszahlen
frihzeitig und regelmaRig veroffentlichen* vom 17. April 2018 (Drucksache
19/1622) zur Beratung und Berichterstattung an die staatliche Deputation fur
Wirtschaft, Arbeit und Hafen tberwiesen.

B. Lésung

Der staatlichen Deputation fur Wirtschaft, Arbeit und Hafen wird dem
Uberweisungsbeschluss entsprechend der als Anlage beigefiigte Bericht zur

Beratung vorgelegt.

C. Finanzielle und personalwirtschaftliche Auswirkungen, Gender-Prufung

Der Bericht der Deputation fur Wirtschaft, Arbeit und Hafen an die Bremische

Birgerschaft hat keine finanziellen und personalwirtschaftlichen Auswirkungen.

Die Gender Aspekte wurden geprtft. Der Bericht betrifft beide Geschlechter
gleichermal3en. Eine Gender-Relevanz ist nicht gegeben.

D. Negative Mittelstandsbetroffenheit

Die Prifung nach dem Mittelstandsférderungsgesetz hat keine qualifizierte
(negative) Betroffenheit fur kleinste, kleine und mittlere Unternehmen ergeben.



. Beschlussvorschlag

. Die staatliche Deputation fur Wirtschaft, Arbeit und Hafen nimmt die Vorlage
des Senators fur Wirtschaft, Arbeit und Hafen zu dem Antrag der Fraktion DIE
LINKE vom 17. April 2018 (Drucksache 19/1622) zur Kenntnis.

. Die staatliche Deputation fur Wirtschaft, Arbeit und Hafen bittet den Senator fur
Wirtschaft, Arbeit und Hafen um Weiterleitung des Berichts an die Bremische
Birgerschaft (Landtag) und empfiehlt der Bremischen Birgerschaft, den
Dringlichkeitsantrag der Fraktion DIE LINKE ,Ausbildungs- und
Ubergangszahlen frithzeitig und regelmaRig veroffentlichen* vom 17. April
2018 (Drucksache 19/1622) abzulehnen.

. Die staatliche Deputation fur Wirtschaft, Arbeit und Hafen beflrwortet
stattdessen eine Veroffentlichung der von den Partnern der ,Bremer
Vereinbarungen fur Ausbildung und Fachkréaftesicherung“ zusammengestellten
Daten zur Ausbildungs- und Ubergangssituation im Land Bremen unmittelbar

nach Befassung des Plenums der Partner.

Seite 2



Bremische Blrgerschaft Drucksache
Landtag (zu Drucksache 19/1622)
19. Wahlperiode

Bericht der staatlichen Deputation Wirtschaft, Arbeit und Hafen

I. Die Fraktion DIE LINKE hat den folgenden Dringlichkeitsantrag gestellt:

,Ausbildungs- und Ubergangszahlen frithzeitig und regelmaRig
veroffentlichen® (Drucksache 19/1622)

Jedes Jahr zu Anfang April beschliel3t die Bundesregierung den
Berufsbildungsbericht, der vom Bundesinstitut flr Berufsbildung (BIBB) vorbereitet
wird. Damit werden die gesammelten Zahlen zur Ausbildungssituation im Vorjahr
veroffentlicht.

Im Bundesland Bremen gibt es kein derartiges Verfahren. Auch hier werden bis
Ende Marz die gesammelten Daten zur Ausbildungs- und Ubergangssituation fiir
Bremen und Bremerhaven zusammengestellt. Sie werden jedoch nicht zu einem
festen Zeitpunkt der Offentlichkeit zuganglich gemacht, sondern gehen zunachst
in das Plenum der ,Bremer Vereinbarungen®. Erst danach werden die Daten den
zustandigen Deputationen als Anhang zur 6ffentlichen Vorlage zugeleitet.

Dieses Verfahren ist unbefriedigend und undemokratisch. Statt die Offentlichkeit
unmittelbar zu informieren, gehen die Fakten erst in ein nichtéffentliches Gremium.
Wann die Deputationen und die Offentlichkeit die Zahlen erhalten, hangt davon
ab, wann das Plenum der ,Bremer Vereinbarungen* zusammentritt. In jedem Fall
geht Zeit verloren, und der Offentlichkeit wird die Mdglichkeit genommen,
frihzeitig selbst die Daten zu bewerten und entsprechende Forderungen an die
ausbildungspolitischen Akteure zu formulieren, bevor diese sich beraten.

Die Landesregierung soll daher ab sofort dazu tbergehen, zu Anfang April die
vollstandigen Ausbildungs- und Ubergangszahlen zu veroffentlichen, so wie dies
auch auf Bundesebene Ublich ist.

Die Birgerschaft (Landtag) mége beschliel3en:

1. Die Burgerschaft (Landtag) fordert den Senat auf, kinftig alljahrlich Anfang April

die ihr vorliegenden Daten und Zahlen zur Ausbildungs- und Ubergangssituation



im Land Bremen, die bislang erst als Anhang zum Bericht der Bremer
Vereinbarungen zuganglich gemacht wurden, zu veréffentlichen.
2. Die Burgerschaft (Landtag) fordert den Senat auf, die entsprechenden Zahlen

fur das Ausbildungsjahr 2017/2018 unverzuglich zu veroffentlichen.

Die Burgerschaft (Landtag) hat am 30.05.2018 den Beschluss gefasst, den
Antrag zur Beratung und Berichterstattung an die staatliche Deputation fur
Wirtschaft, Arbeit und Hafen zu Gberweisen.

Die staatliche Deputation fur Wirtschaft, Arbeit und Hafen berichtet hierzu
der Birgerschaft (Landtag) wie folgt:

Zu den einzelnen Punkten des Dringlichkeitsantrages der Fraktion DIE LINKE:

1. Die Birgerschaft (Landtag) fordert den Senat auf, kiinftig alljahrlich Anfang
April die ihr vorliegenden Daten und Zahlen zur Ausbildungs- und
Ubergangssituation im Land Bremen, die bislang erst als Anhang zum Bericht

der Bremer Vereinbarungen zuganglich gemacht wurden, zu verdéffentlichen.

Im Unterschied zum im Antrag angeflihrten Berufsbildungsbericht, der in § 86 ff.
des Berufshildungsgesetzes geregelt ist, basiert die ,Statistik zum
Ausbildungsmarkt®, die die Partner der ,Bremer Vereinbarungen fir Ausbildung
und Fachkraftesicherung® alljghrlich zusammenstellen, nicht auf einer gesetzlichen
Verpflichtung, sondern auf einer freiwilligen Vereinbarung. Erganzende Daten,
Anderungen in der Darstellung usw. sind Ergebnis von Beratungen, nicht von
gesetzlichen Vorgaben. Auf diese Weise ist es gelungen, ein umfangreiches
Berichtswesen zu installieren, dass den Bedurfnissen der Partner, den
Ausbildungsmarkt im Land Bremen umfassend zu beobachten und detailliert

bewerten zu kénnen, Rechnung tragt.

Die bisherige Verfahrensweise, dass zunéchst die Partner der ,Bremer
Vereinbarungen® Giber die Zahlen debattieren und die Unterlagen erst in einem
zweiten Schritt der Offentlichkeit zur Verfiigung gestellt werden wird als vorteilhaft
beurteilt; denn den Partnern wird die Mdglichkeit eingeraumt, sich zunachst

untereinander Uber die Entwicklungen auszutauschen und ihre jeweiligen
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Positionen zu erlautern. Dieser Schritt ist aus Sicht der Deputation fur Wirtschatft,
Arbeit und Hafen wichtig, um die Zusammenarbeit der Partner voranzubringen und
eine fachlich hochwertige Bewertung der Daten vorzunehmen.

Darlber hinaus ist die im Antrag aufgefihrte Formulierung ,die vorliegenden
Daten und Zahlen zur Ausbildungs- und Ubergangssituation im Land Bremen*
sehr weit gefasst. In der Vergangenheit wurde das Format der Statistik immer
wieder angepasst und sowohl erweitert als auch — aus Griinden der
Ubersichtlichkeit — gekiirzt. Dieses Verfahren wird vermutlich auch in der Zukunft
sinnvoll sein. Diese Freiheit in der Gestaltung des Formats sollte deshalb zuktinftig
erhalten bleiben.

Nach Auffassung der Deputation fur Wirtschaft, Arbeit und Hafen sollte aus den
vorgenannten Grunden eine Veréffentlichung der Zahlen weiterhin nicht vor der
Befassung durch das Plenum der ,Bremer Vereinbarung“ vorgenommen werden.
Eine Verotffentlichung unmittelbar nach Sitzung des Plenums, somit also auch vor
einer Befassung durch die Deputationen, kann hingegen aus Sicht der Deputation
fur Wirtschaft, Arbeit und Hafen befiurwortet werden. Hier kdme z.B. eine
Veroffentlichung auf den Websites der Ressorts direkt nach dem Plenum in
Betracht. Eine Umstellung des Verfahrens konnte ab dem nachsten Jahr erfolgen.

2. Die Burgerschaft (Landtag) fordert den Senat auf, die entsprechenden Zahlen

fur das Ausbildungsjahr 2017/2018 unverztiglich zu verdffentlichen.

Die Zahlen fur das Ausbildungsjahr 2017/2018 sind mit Befassung der heutigen
Deputation, Vorlage Nr. 19/521-L, verdoffentlicht.

II. Beschlussempfehlung:

Die staatliche Deputation fur Wirtschaft, Arbeit und Hafen empfiehlt der
Bilrgerschaft (Landtag), den Dringlichkeitsantrag der Fraktion DIE LINKE
abzulehnen.

Stattdessen kann eine Verdoffentlichung der von den Partnern der ,Bremer
Vereinbarungen fur Ausbildung und Fachkréaftesicherung“ zusammengestellten
Daten zur Ausbildungs- und Ubergangssituation im Land Bremen unmittelbar nach

Befassung des Plenums der Partner beflirwortet werden.

Seite 3



	19_570_L-Vorlage Antrag DIE LINKE Ausbildungs-Übergangszahlen
	A. Problem
	B. Lösung
	C. Finanzielle und personalwirtschaftliche Auswirkungen, Gender-Prüfung
	D. Negative Mittelstandsbetroffenheit
	E. Beschlussvorschlag

	Zu 19_570_L-Vorlage Antrag DIE LINKE Ausbilduns-Übergangszahlen

